Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/7311 


31. 05. 90 


Sachgebiet 212 


Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Forschungsdefizite im Zusammenhang mit der Gentechnik-Sicherheitsverordnung 
(GenTSVO) 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die von der Bundesregierung beschlossene Gentechnik-Sicher- 
heitsverordnung wird weder den spezifischen Risiken der Gen- 
technik gerecht noch entspricht sie Schutzzweck und Vorsorge- 
grundsatz des Gentechnikgesetzes. 

Der Deutsche Bundestag ist der Auffassung, daß ein Sicherheits- 
konzept für gentechnische Arbeiten sich nicht wie die Verord- 
nung auf das additive Sicherheitsmodell stützen kann, nach dem 
sich alle relevanten Eigenschaften eines gentechnisch veränder- 
ten Organismus sowie sein Verhalten gegenüber Mensch und 
Umwelt allein aus den bekannten Eigenschaften von Spender- 
und Empfängerorganismus und des verwendeten Vektors bestim- 
men lassen. 

Im Gegensatz dazu hält es der Deutsche Bundestag im Rahmen 
eines vorsorgenden Schutzes von Mensch und Umwelt für uner- 
läßlich, daß in jede Risikobewertung gentechnisch veränderter 
Organismen vor allem möglicherweise von ihm ausgehende 
synergistische Effekte einzubeziehen sind. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

ein Forschungsprogramm auszuarbeiten, dessen Ziel es sein muß, 
Methoden und Möglichkeiten zur Risikobewertung gentechnisch 
veränderter Organismen auf der Basis eines synergistischen 
Sicherheitsmodells zu entwickeln. Dabei sind sowohl die grund- 
sätzlichen wie auch die aktuellen, auf bestimmte Wissensdefizite 
zurückzuführenden Grenzen zu berücksichtigen, wie sie sich aus 
der unüberschaubaren Komplexität möglicher natürlicher Wech- 
selwirkungen und einer Auffassung von der Nicht-Linearität der 
Biosphäre ergeben. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

unter Würdigung grundsätzlich bestehender Unsicherheitsfak- 
toren im Zusammenhang mit jeder Risikoabschätzung gentech- 
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nischer Arbeiten ein über fünf Jahre angelegtes Forschungspro- 
gramm „Alternativen zur Gentechnik" vorzulegen, in dem für 
verschiedene Bereiche sowohl Produkte wie differenzierte, mehr- 
dimensionale Problemlösungsstrategien entwickelt werden, die 
ohne den Einsatz gentechnischer Methoden und Verfahren aus- 
kommen. Dieses Programm ist finanziell in gleicher Höhe auszu- 
statten wie die öffentliche Förderung gentechnischer Projekte 
während der vergangenen fünf Jahre. Der Deutsche Bundestag 
sieht die Dringlichkeit dieses Forschungsprogramms auch darin 
begründet, daß die gegenwärtig diskutierten internationalen Er- 
fahrungen darauf hindeuten, daß das Problemlösungspotential 
der Gentechnik sowie der Nutzen gentechnisch hergestellter Pro- 
dukte in allen Anwendungsfeldern weitaus geringer ausfällt als 
vor einigen Jahren vermutet. 

Des weiteren fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregie- 
rung auf, 

innerhalb eines Jahres eine Studie zur Technikfolgenabschätzung 
vorzulegen, die in allen Anwendungsbereichen die sozialen, öko- 
logischen und wirtschaftspolitischen Auswirkungen gentech- 
nischer Verfahren und Produkte untersucht. Diese Studie soll die 
zur Technikfolgenabschätzung entwickelten weitgehenden Parti- 
zipationsmodelle auf greifen und insbesondere betroffene und 
kompetente Verbände, Institutionen und Einzelpersonen in ihre 
Erstellung einbeziehen. 

Bonn, den 31. Mai 1990 

Hoss, Frau Schoppe, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
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